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Das „Rettungsdekret für Italien“
BOZEN. Das sogenannte „Rettungsdekret für Italien“, wie es Minis-
terpräsident Mario Monti bezeichnet, wird den italienischen Bür-
gern einiges abverlangen. Das Maßnahmenpaket in der Höhe von
rund 30 Milliarden Euro sieht etwa Einschnitte bei den Pensionen
als auch die Wiedereinführung der Gemeindeimmobiliensteuer ICI

vor. Bereits ab 2012 könnte auch die Mehrwertsteuer erneut erhöht
werden – auch eine Luxussteuer ist vorgesehen. Auch das Land
Südtirol soll trotz des Mailänder Abkommens rund 120 Millionen
Euro zur Sanierung des italienischen Haushaltes beitragen. Die
Landesregierung erwägt eine Verfassungsklage.

Das Monti-Sparpaket – Eine erste Analyse
SCHULDENKRISE: Zwei Finanzexperten über das Maßnahmenpaket Italiens – „Die italienische Regierung hatte keine andere Wahl“

BOZEN (D). Wie wird sich das
Sparpaket der Regierung
Monti auf die Bürger und die
gesamten italienische Wirt-
schaft auswirken? Diese Frage
haben die „Dolomiten“ den
beiden an der Universität
Innsbruck lehrenden Finanz-
rechtsexperten Walter Stein-
mair und Peter Hilpold ge-
stellt. Mit einem teilweise er-
nüchternden Ergebnis.

„Dolomiten“: Wie lautet Ihr ers-
tes Urteil über dieses Maßnah-
menpaket?
Peter Hilpold: Ein erstes Urteil
kann lauten: Die italienische Re-
gierung hatte keine andere Wahl.
Italien steht mit dem Rücken zur
Wand. Die Regierung muss drin-
gend Liquidität beschaffen, um
ihre laufenden Ausgaben finan-
zieren zu können und, in weite-
rer Folge, um die Märkte zu be-
ruhigen. Und dabei sind ihr in
vielen Bereichen die Hände ge-
bunden, da das letzte Wort nach
wie vor die Großparteien haben.
Auf einem anderen Blatt ge-
schrieben steht die Frage der
Steuergerechtigkeit und der
Nachhaltigkeit dieser Maßnah-
men.

„Eine große Gruppe von
Pensionisten, die nur
geringe Beiträge entrichtet
hat, muss von
Beitragspflichtigen
finanziert werden, deren
Pensionsanspruch in immer
weitere Ferne rückt.“

Walter Steinmair

„D“: Zwei zentrale Stichworte.
Walter Steinmair: Was die Steu-
ergerechtigkeit anbelangt, so
lässt dieses Paket tatsächlich viel
zu wünschen übrig. Es trifft ganz
zentral den Mittelstand. Nun ist
in diesem Sektor der Gesellschaft
sicherlich der maßgebliche Teil
der Leistungsfähigkeit der italie-
nischen Volkswirtschaft zu loka-
lisieren. Das sollte aber dennoch
nicht dazu führen, dass die Steu-
erlasten derart ungleich verteilt
werden. Weitreichende Privilegi-
en bestehen weiterhin. Zu bean-
standen ist auch, dass das Monti-
Paket, wie so viele Reformen der
Vergangenheit, überwiegend
einnahmenseitige Maßnahmen
enthält. Italien hat primär ein
Problem beim ineffizienten Res-
sourceneinsatz oder knapper
ausgedrückt: mit der Verschwen-
dung öffentlicher Mittel. Hier ist
keine Trendumkehr erkennbar.

„D“: Können Sie Beispiele für
die erwähnte ungleiche Lasten-
verteilung nennen?
Hilpold: Da gäbe es sehr viele.
Monti hat wie zuvor schon Ber-
lusconi begonnen, Vermögens-
steuern einzuführen. Diese tref-
fen bestimmte Kategorien aber
überhaupt nicht. In anderen Be-
reichen wirken sie stark regres-
siv. So werden nun Immobilien
ganz massiv belastet. Ansatz-
punkt sind aber wieder die Ka-
tasteraufzeichnungen. Diese
sind vielfach völlig veraltet. Es ist
bekannt, dass herrschaftliche
Luxusvillen in den Zentren häu-
fig als baufällige Altgebäude auf-
scheinen, Volkswohnbauten in
der Peripherie werden hingegen
voll und ganz erfasst. Zahlreiche
Immobilien scheinen überhaupt
nicht auf. Eine rein prozentuale
Erhöhung der Katasterwerte oh-

ne vorherige grundlegende Kat-
rasterreform erhöht nur die be-
stehenden Ungleichgewichte.

Steinmair: Ein weiterer Punkt
wäre die Besteuerung des Fi-
nanzvermögens. Die Mittel-
schicht wird hier mit einer pro-
zentualen Steuer voll und ganz
erfasst. Es wurde aber gleichzei-
tig ein Höchstbetrag von 1200
Euro eingeführt. Das bedeutet,
dass das Finanzvermögen, das
eine bestimmte Höhe übersteigt,
völlig steuerbefreit ist. Die Steu-
erbefreiung setzt interessanter-
weise genau an dem Punkt ein,
an dem wirklicher Reichtum be-
ginnt. Mit dem verfassungsrecht-
lichen Prinzip der Besteuerung
nach Leistungsfähigkeit ist eine
solche Regel mit Sicherheit nicht
vereinbar.

Steinmair: Eine ungleiche Las-
tenverteilung ergibt sich auch
durch die Pensionsreform, der
einzigen wirklichen ausgaben-
seitigen Maßnahme. Etwas mehr
Augenmaß in der Vergangenheit
hätte jetzt diese drastischen Re-
formen erübrigt. Nun haben wir
ein Zweiklassensystem: Eine gro-
ße Gruppe von vielfach sehr rüs-
tigen Pensionisten, die nur ge-
ringe Beiträge entrichtet hat,
muss von Beitragspflichtigen fi-
nanziert werden, deren Pensi-
onsanspruch in immer weitere
Ferne rückt. Man spricht von
wohlerworbenen Rechten. Tat-
sächlich wird eine krasse Un-
gleichbehandlung zementiert.

„D“: Aber mit der Einführung
einer Nachbesteuerung der aus
dem Ausland rückgeführten Ver-
mögen wurde einer wichtigen
Forderung einzelner Parteien
stattgegeben?
Hilpold: Alles, was in den Lehr-
büchern über die Besteuerung
nach Leistungsfähigkeit steht,
wird hier über Bord geworfen.
Hier wird der Grundsatz des Ver-
trauensschutzes nachhaltig ver-
letzt und eine sage und schreibe
zehn Jahre zurück reichende Be-
steuerung eingeführt, wobei
nicht die mindeste Garantie be-
steht, dass diese Vermögen tat-
sächlich noch vorhanden sind.
Ich kann kaum glauben, dass
diese Steuer tatsächlich so in
Kraft treten wird, wie angekün-
digt. In vielen Fällen wurde Bar-
vermögen nach Italien zurückge-
führt, das dann in Italien an der
Börse investiert wurde. In der
Schweiz ist dieses Vermögen
vielleicht niedrig verzinst wor-
den, in Italien ist es aber inner-
halb kurzer Zeit zum Teil verlo-
rengegangen. Und jetzt soll auch
noch eine Steuer darauf einge-
führt werden? Hier sind grundle-
gende Reformen erforderlich.
Diese Steuer ist insgesamt ver-
fassungsrechtlich kaum zu ver-
treten.

„Eine völlige Befreiung von
der Gebäudesteuer in der
Landwirtschaft, so wie das
in der Vergangenheit der Fall
war, wird wohl politisch
nicht mehr durchsetzbar
sein.“

Peter Hilpold

„D“: Inwieweit ist dieses Paket
noch verhandelbar?
Steinmair: Laut Monti sind die
Spielräume gering. Die Vor-
gangsweise aller früheren Regie-
rungen, die jedem Druck nach-
gegeben haben und alle Reform-

vorhaben der Vergangenheit so-
fort wieder verwässert haben,
werden die Finanzmärkte nun
nicht mehr tolerieren. Jedes
Nachgeben müsste also zu einer
Besteuerungserhöhung an ande-
rer Stelle führen. Es ist ja be-
zeichnend, dass ein Großteil des
zusätzlichen Aufkommens in
Zukunft über eine weitere Erhö-
hung der Mehrwertsteuer erzielt
werden soll. Erneut eine Steuer,
die regressiv wirkt, die primär
den Mittelstand bzw. die unteren
Einkommensschichten trifft und
gegen die Widerstand nur
schwer zu organisieren ist.

„D“: Inwieweit sind Änderungen
zugunsten der Landwirtschaft
noch möglich?
Hilpold: Hier wird es notwendig
sein, dass die Parteien aufeinan-
der zugehen. Eine völlige Befrei-
ung von der Gebäudesteuer, so
wie dies in der Vergangenheit
der Fall war, wird wohl politisch
nicht mehr durchsetzbar sein.
Das können gerade die Arbeit-
nehmer nicht mehr akzeptieren,
die ja voll und ganz von der neu-
en Steuer, auch auf die Erstwoh-
nung, getroffen werden. Anders
sieht die Situation hingegen bei
den Wirtschaftsgebäuden aus.
Hier erscheint eine weitere Steu-

ersenkung, vielleicht auch eine
Befreiung durchaus denkbar.

„Die politische Klasse ist
delegitimiert, da sie selbst
nicht imstande war, die
nötigen Reformen auf den
Weg zu bringen.“

Peter Hilpold

Steinmair: Die steuerpolitische
Diskussion wird wohl in Zukunft
viel härter geführt werden, wenn
solche Belastungen auch für die
unteren Einkommensschichten
anstehen. Die Landwirtschaft
wird überlegen müssen, ob sie
eine Differenzierung zwischen
Berg- und Talbauern akzeptieren
kann, wogegen sie sich bislang
immer gesträubt hat. Ich kann
mir aber vorstellen, dass ein ge-
sellschaftlicher Konsens zu fin-
den ist, Bergbauern, die am Exis-
tenzminimum arbeiten, in sehr
weitreichender Form entgegen-
zukommen, diese also von der
Steuer praktisch zu befreien.

„D“: Der Ausblick ist also ins-
gesamt negativ, wie man im Fi-
nanzbereich sagt?
Hilpold: Es sind vor allem keine
strukturellen Reformen erkenn-
bar. Die politische Klasse ist de-
legitimiert, da sie selbst nicht im-
stande war, die nötigen Refor-
men auf den Weg zu bringen und
sogar jetzt noch an ihren Privile-
gien festhält.

Steinmair: Auch jetzt noch
scheint ein primäres Anliegen
der Politik darin zu liegen, Pensi-
onsprivilegien zu sichern. Das
italienische Parlament, das so-
wohl von der Größe als auch von
seiner Ausstattung her, eine pha-
raonische Dimension aufweist,
verweigert sich jeder strukturel-
len Reform.

„D“: Und dabei ist noch gar nicht
die Abhängigkeit Italiens von
internationalen Finanzmärkten
und von der Weltwirtschaft be-

rücksichtigt?
Steinmair: Sehr richtig. Die Si-
tuation ist aber insgesamt ambi-
valent; die Abhängigkeit ist eine
wechselseitige. Gelingt eine Sta-
bilisierung Italiens hätte dies
sehr positiv Auswirkungen auf
die Finanzmärkte. Die Sparmaß-
nahmen werden in Italien zu ei-
ner Umverteilung und zu einem
Konsumrückgang führen. Eine
Überwindung der Finanzkrise
würde aber zu einem starken
Wachstum der Weltwirtschaft
führen. Die seit 2008 bestehende
Finanzkrise wäre rasch über-
wunden. Italien würde von die-
sem Sog mitgerissen werden. Die
Börsen könnten neue Höchst-
stände erreichen – mit all den
damit verbundenen, positiven
Auswirkungen, etwa für die Pen-
sionsversicherung.

„Nicht nur in Italien,
sondern europaweit muss
eine neue Haushaltsdisziplin
greifen.“

Peter Hilpold

Hilpold: Diese Krise muss als
Chance gesehen werden. Nicht
nur in Italien, sondern europa-
weit muss eine neue Haushalts-
disziplin greifen. Wahrscheinlich
wird man dazu eine Schulden-
bremse in der Verfassung veran-
kern und gleichzeitig der EU ein-
schneidende Kontrollrechte ein-
räumen müssen, damit die Poli-
tik den Haushalt nicht mehr al-
lein als Instrument für die
Sicherung ihrer Wiederwahl
sieht. Dazu gibt es aber noch viel
zu tun. Wir stehen gerade in Itali-
en allenfalls am Anfang dieses
Reformprozesses. An seinem En-
de wären Italien und Europa
nicht wiederzuerkennen.

# Buchtipp: Grundriss des
italienischen Steuerrechts von
Walter Steinmair und Peter Hilpold
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